
 

 

 

 

Landessozialgericht 

Niedersachsen-Bremen 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

L 11 AS 261/23 

S 74 AS 1935/19 Sozialgericht Hannover 

Zugestellt am 19. September 2025 
A., Justizangestellte 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

In dem Rechtsstreit 

1. B., 

C. 

2. D., 

C. 

3. E., 

C. 

vertreten durch seine Eltern B. und D., C. 

– Kläger und Berufungsbeklagte – 

Prozessbevollmächtigter zu 1-3: 

Rechtsanwalt F. 

gegen 

Jobcenter Region Hannover - Rechtsbehelfsstelle -, 

vertreten durch die Geschäftsführung, 

Vahrenwalder Straße 245, 30179 Hannover 

– Beklagter und Berufungskläger – 

 

hat der 11. Senat des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen ohne mündliche Verhand-

lung am 25. August 2025 in Celle durch den Richter G. – Vorsitzender -, den Richter H. und die 

Richterin Dr. I. sowie den ehrenamtlichen Richter J. und den ehrenamtlichen Richter K. für 

Recht erkannt: 



 

  Seite 2/22 

Das Urteil des Sozialgerichts Hannover vom 29. März 2023 – S 74 AS 
1935/19 wird aufgehoben.  

 

  Die Klage wird abgewiesen.  

 

Kosten für das erst- und zweitinstanzliche Verfahren sind nicht zu erstat-

ten. 

 

  Die Revision wird nicht zugelassen.  

 
 
 
 
 

Tatbestand  

Die Beteiligten streiten um die Höhe der für Kosten der Unterkunft (KdU) zu gewährenden Leis-

tungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch – Grundsicherung für Arbeitsuchende – 

(SGB II) für die Monate April bis Juni 2019. Die vorangegangenen Bewilligungszeiträume Juni 

2018, Juli 2018 bis Dezember 2018 sowie Februar/März 2019 sind Gegenstand der Berufungs-

verfahren L 11 AS 262/23 und L 11 AS 260/23. 

 

Die 1987 geborene Klägerin zu 2., ihr 1985 geborenen Ehemann (Kläger zu 1.) sowie der ge-

meinsame im März 2017 geborenen Sohn L. (Kläger zu 3.) wohnten bis Ende Oktober 2017 in 

einer 43,76 qm Zweizimmerwohnung in der M. 95 in Hannover. Dort hatten sie eine monatliche 

Bruttokaltmiete i.H.v. 380,79 Euro zu zahlen. Am 1. November 2017 zog die seit März 2017 

dreiköpfige Familie in eine 63,53 qm große Dreizimmerwohnung im N. 9, Hannover, Stadtteil 

O., ohne vorher für die neue Wohnung eine Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB II zu beantra-

gen. Für die neue Wohnung war eine Bruttokaltmiete von 714,54 Euro bzw. ab 1. August 2018 

741,54 Euro zu zahlen.  

 

Während die Klägerin zu 2. im Jahr 2017 bereits seit Langem und der Kläger zu 3. seit seiner 

Geburt im laufenden Bezug von SGB II-Leistungen gestanden hatten, unterfiel der Kläger zu 1. 

vom 2. März 2017 bis 25. September 2018 dem Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 1 Satz 2 

SGB II (vgl. hierzu im Einzelnen: Schriftsatz des Beklagten vom 28. Juli 2025 im Berufungsver-

fahren L 11 AS 262/23). Seit dem 26. September 2018 gewährte der Beklagte auch ihm lau-

fende SGB II-Leistungen. 

 

Nach dem Umzug in die neue Wohnung teilte der Beklagte der Klägerin zu 2. im Änderungsbe-

scheid vom 8. November 2017 mit, dass die Bruttokaltmiete der neuen Wohnung über der vom 

Beklagten festgelegten Angemessenheitsgrenze liege und für die neue Wohnung zudem keine 
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Zusicherung i.S.d. § 22 Abs. 4 SGB II beantragt bzw. erteilt worden sei. Die Aufwendungen für 

KdU könnten somit auch weiterhin nur in Höhe der bisherigen Bruttokaltmiete von 380,79 Euro 

(Gesamtbetrag für die gesamte dreiköpfige Familie) zzgl. Heizkosten übernommen werden. 

Eine solche Deckelung der bei der Leistungsberechnung anerkannten Bruttokaltmiete (380,79 

Euro anstatt der tatsächlich zu zahlenden 714,54 Euro bzw. ab 1. August 2018 741,54) erfolgte 

dann auch tatsächlich für die Zeit ab dem Umzug im November 2017. 

 

Auf den Weiterbewilligungsantrag vom 8. Februar 2019 gewährte der Beklagte den Klägern 

unter Anrechnung u.a. des Erwerbseinkommens des Klägers zu 1. mit Bescheid vom 28. März 

2019 vorläufige SGB II-Leistungen für die Monate April bis Juni 2019 in Höhe von 46,49 Euro 

pro Monat, wobei als Bruttokaltmiete wiederum ein monatlicher Betrag von 380,79 Euro in die 

Bedarfsberechnung eingestellt wurde (= Bruttokaltmiete der ehemaligen Wohnung in der P. 

Straße).  

 

Hiergegen legten die Kläger am 4. April 2019 mit der Begründung Widerspruch ein, dass die 

tatsächliche Bruttokaltmiete der neuen Wohnung zugrunde zu legen sei. Es sei zudem unver-

ständlich, weshalb der Beklagte lediglich 380,79 Euro anstelle der von ihm für einen Dreiperso-

nen-Haushalte im Stadtgebiet Hannover als angemessen angesehenen Bruttokaltmiete von 

560,00 Euro anerkannt habe. 

 

Am 20. Mai 2019 wurde der am vorliegenden Verfahren nicht beteiligte zweite Sohn der Kläger 

zu 1. und 2. Q. geboren. 

 

Mit Abhilfebescheid vom 2. Juli 2019 gab der Beklagte dem Widerspruch der Kläger statt und 

hob den vorläufigen Bewilligungsbescheid vom 28. März 2019 auf. Zudem erkannte er nunmehr 

eine monatliche Bruttokaltmiete von 560,00 Euro (anstatt bislang: 380,79 Euro) als angemes-

sen an und erhöhte – bei Änderung auch der Einkommensanrechnung - den vorläufigen Leis-

tungsbetrag für die drei Kläger für die Monate April bis Juni 2019 auf nunmehr 225,71 Euro pro 

Monat (Änderungsbescheid vom 5. Juli 2019). Den bereits im Mai 2019 geborenen Sohn Q. 

berücksichtigte der Beklagte in diesem Bescheid noch nicht, da die Kläger dessen Geburtsur-

kunde erst am 12. Juli 2019 beim Beklagten einreichten.  

 

Gegen den Änderungsbescheid vom 5. Juli 2019 legten die Kläger ebenfalls Widerspruch ein 

und begehrten nochmals die Anerkennung der vollständigen Bruttokaltmiete. Diesen Wider-

spruch wies der Beklagte mit der Begründung zurück, dass die in seinem KdU-Konzept festge-

legte Angemessenheitsgrenze Anwendung finde. Diese betrage für einen Dreipersonen-Haus-

halts im Stadtgebiet Hannover 560,00 Euro pro Monat für die Bruttokaltmiete. Dass zwischen-

zeitlich die Geburt des zweiten Sohns Q. angezeigt worden war und dass es sich seit Mai 2019 
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um eine vierköpfige Bedarfsgemeinschaft handelte, wurde im Widerspruchsbescheid weder er-

wähnt noch bei der Berechnung des Leistungsanspruchs berücksichtigt (Widerspruchsbe-

scheid vom 25. Juli 2019). 

 

Gegen den vorläufigen Änderungsbescheid vom 5. Juli 2019 in Gestalt des Widerspruchsbe-

scheides vom 25. Juli 2019 haben die Kläger am 7. August 2019 beim Sozialgericht (SG) Han-

nover Klage erhoben.  

 

Nach Beiziehung von u.a. Gehaltsabrechnungen des Klägers zu 1. hat der Beklagte im Laufe 

des Klageverfahrens über den Leistungsanspruch der Kläger für die Monate April bis Juni 2019 

abschließend entschieden (Bescheid vom 8. November 2019). Er bewilligte den Klägern zu 1. 

bis 3. für den Monat April 2019 insgesamt 290,66 Euro. Für die Monate Mai und Juni 2019 

gewährte der Beklagte den Klägern zu 1. bis 3. sowie dem am vorliegenden Verfahren nicht 

beteiligten Q. insgesamt 466,98 bzw. 570,71 Euro pro Monat. Bei der Leistungsberechnung 

legte der Beklagte für den Monat April eine Bruttokaltmiete i.H.v. 560,00 Euro (= Angemessen-

heitsgrenze für einen Dreipersonenhaushalt im Stadtgebiet Hannover) und für die Monate Mai 

und Juni 2019 i.H.v. 659,99 Euro bzw. 660,00 Euro zugrunde (= Angemessenheitsgrenze für 

einen Vierpersonenhaushalt im Stadtgebiet Hannover, vgl. im Einzelnen, auch zur Einkom-

mensanrechnung: abschließender Bewilligungsbescheid vom 8. November 2019). 

 

Die Kläger haben mit ihrer ausschließlich die KdU-Leistungen betreffenden Klage erstinstanz-

lich geltend gemacht, dass sich die Angemessenheit der Bruttokaltmiete nach den Beträgen in 

§ 12 Wohngeldgesetz (WoGG) zuzüglich eines zehnprozentigen Sicherheitszuschlags richte. 

Die vom Beklagten festgesetzte sog. Mietobergrenze sei nicht maßgeblich, weil nicht nachvoll-

ziehbar sei, weshalb SGB II-Leistungsempfänger auf diese Mietobergrenze verwiesen würden, 

während Wohngeldbezieher auf die viel höheren Werte des WoGG zurückgreifen könnten. Eine 

andere Kammer des SG habe in einem dort anhängigen Verfahren ein Sachverständigengut-

achten zur Frage der (Un-)Schlüssigkeit des KdU-Konzepts des Beklagten eingeholt. Zudem 

seien Ermittlungen zur konkreten Verfügbarkeit von Wohnraum innerhalb der vom Beklagten 

festgesetzten Mietobergrenze erforderlich.  

 

Der Beklagte hat erstinstanzlich sein am 1. Juli 2017 in Kraft getretenes und bis Ende Juni 2019 

geltendes Konzept zur Festlegung von Angemessenheitsgrenzen nach § 22 SGB II (im Folgen-

den: KdU-Konzept 2017) erläutert. Vorangegangene und im Wesentlichen vergleichbare KdU-

Konzepte des Beklagten seien von der Mehrheit der Kammern des SG Hannover sowie vom 

Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen nicht beanstandet, sondern als schlüssig 

angesehen worden.  
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Das SG hat den Beklagten dem Grunde nach verurteilt, den Klägern unter Abänderung des 

endgültigen Festsetzungsbescheides vom 8. November 2019 für den Zeitraum April bis Juni 

2019 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts unter Berücksichtigung ihrer tatsächli-

chen Unterkunftskosten zu bewilligen. Zur Begründung hat es ausgeführt, dass die vom Be-

klagten festgelegte Mietobergrenze von 560,00 Euro (April 2019), 659,99 Euro (Mai 2019) bzw. 

660,00 Euro (Juni 2019) nicht auf einem schlüssigen KdU-Konzept i.S.d. Rechtsprechung des 

Bundessozialgerichts (BSG) beruhe. Zwar beruhe das KdU-Konzept des Beklagten auf einem 

qualifizierten Mietspiegel. Eine hinreichende Verfügbarkeit von Wohnraum könne einem quali-

fizierten Mietspiegel allerdings nur dann entnommen werden, wenn entweder der Durch-

schnittswert dieses Mietspiegels für die Angemessenheitsgrenze herangezogen werde oder 

aber der Mietspiegel Aussagen zur Häufigkeit von Wohnungen mit dem angemessenen Quad-

ratmeterpreis enthalte (Bezugnahme auf BSG, Urteil vom 13. April 2011 – B 14 AS 106/10 R). 

Dagegen habe der Beklagte seiner Angemessenheitsgrenze nicht den Durchschnittswert des 

Mietspiegels zugrunde gelegt, sondern das 33 %-Quantil. Ebenso wenig seien dem Mietspiegel 

Aussagen zur Häufigkeit von Wohnungen mit dem angemessenen Quadratmeterpreis zu ent-

nehmen. Dementsprechend fehle es dem im vorliegenden Verfahren maßgeblichen KdU-Kon-

zept 2017 an einer sog. „Nachfrageanalyse“. Eine solche sei erstmals in dem vom Beklagten 

für einen späteren Zeitraum erstellten KdU-Konzept 2022 enthalten. Aus dem KdU-Konzept 

2022 ergebe sich, dass der Prozentanteil derjenigen Haushalte, die auf (sehr) günstigen Wohn-

raum angewiesen seien (Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB II und XII, Wohngeldempfän-

ger; Geringverdiener ohne Leistungsbezug; Leistungsbezieher nach dem Asylbewerberleis-

tungsgesetz – AsylbLG -) bei 23 bzw. 26 Prozent liege (Drei- bzw. Vierpersonen-Haushalte), 

während laut KdU-Konzept 2017 nur 20 Prozent der angebotenen Wohnungen innerhalb der 

sog. Mietobergrenze liegen würden. Da die Sozialgerichte sicherzustellen hätten, dass bei der 

Festlegung der Angemessenheitsgrenze in jedem Fall die Sicherung des existentiellen Grund-

bedürfnisses „Wohnen“ garantiert werde (Bezugnahme auf Urteil des erkennenden Senats vom 

10. Juni 2016 – L 11 AS 1788/15), erweise sich das KdU-Konzept des Beklagten wegen feh-

lender Nachfrageanalyse als unschlüssig. Die Berufung werde wegen grundsätzlicher Bedeu-

tung der Sache zugelassen (Urteil vom 29. März 2023). 

 

Gegen das dem Beklagten am 3. Mai 2023 zugestellte Urteil richtet sich seine am 17. Mai 2023 

eingelegte Berufung. Er ist der Auffassung, dass sein KdU-Konzept die Anforderungen des 

BSG an ein sog. schlüssiges Konzept erfülle. Im KdU-Konzept 2017 seien die zunächst aus 

dem qualifizierten Mietspiegel rein rechnerisch bestimmten Angemessenheitswerte (33 %-

Quantil) ggf. nochmals erhöht worden, so dass im Ergebnis in jeder Wohnungsgrößenklasse 

mindesten 20 Prozent der in einer Datenbank der Region Hannover erfassten Angebotsmieten 

innerhalb der Mietobergrenze lägen. Dementsprechend befänden sich in der Landeshauptstadt 

Hannover mindestens 20 Prozent der Wohnungsangebote für Drei- und Vierpersonenhaushalte 
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innerhalb der vom Beklagten festgelegten Mietobergrenze von 560,00 bzw. 660,00 Euro. Damit 

stehe ausreichender Wohnraum zur Verfügung. Schließlich orientierten sich die Vorgaben zur 

Bestimmung des Regelbedarfs ebenfalls an den unteren 20 Prozent der Haushalte. Entgegen 

dem SG werde in den bislang zum KdU-Konzept des Beklagten ergangenen Entscheidungen 

des LSG Niedersachsen-Bremen keine weitergehende sog. Nachfrageanalyse gefordert. Die 

vom SG gegenübergestellten Prozentwerte (20 Prozent der Angebotsmieten innerhalb der sog. 

Mietobergrenze bei Nachfragequoten i.H.v. 23 Prozent [Dreipersonehaushalte] bzw. 26 Prozent 

[Vierpersonenhaushalte]) bezögen sich nicht auf dieselben Zeiträume, so dass hieraus nicht 

gefolgert werden könne, dass im Zeitraum April bis Juni 2018 ausreichender Wohnraum nicht 

verfügbar gewesen sei. Soweit das KdU-Konzept 2022 – anders als das KdU-Konzept 2017 – 

eine solche Nachfrageanalyse enthalte, habe dies unter dem Gesichtspunkt der Methodenfrei-

heit keinen Einfluss auf den im vorliegenden Verfahren streitbefangenen Zeitraum. Die zu den 

vorangegangenen KdU-Konzepten des Beklagten ergangenen Entscheidungen des LSG Nie-

dersachsen-Bremen seien auf den vorliegenden Fall übertragbar. In der von der Region Han-

nover geführten Wohnungsdatenbank seien im streitbefangenen dreimonatigen Zeitraum (April 

bis Juni 2019) im Stadtgebiet Hannover 49 Wohnungsangebote für Dreipersonenhaushalte (60 

bis 75 qm Wohnfläche) und 22 Wohnungsangebote für Vierpersonenhaushalte (75 bis 85 qm 

Wohnfläche) verzeichnet, die innerhalb der Angemessenheitsgrenzen i.H.v. 560,00 bzw. 

660,00 Euro gelegen hätten (vgl. hierzu die Auflistungen auf Bl. 24 – 28 der elektronischen 

Gerichtsakte). 

 

Der Beklagte beantragt,  

 

das Urteil des Sozialgerichts Hannover vom 29. März 2023 – S 74 AS 1935/19 aufzuhe-

ben und die Klage abzuweisen.  

 

Die Kläger beantragen,  

 

 die Berufung zurückzuweisen.  

 

Die Kläger haben auf Nachfrage des Senats klargestellt, dass sie für den Zeitraum April bis Juni 

2025 keine höheren Heizkosten begehren (Schriftsatz vom 27. Januar 2025). In der Sache be-

ziehen sich die Kläger pauschal auf die Gründe des erstinstanzlichen Urteils. Bemühungen um 

günstigeren Wohnraum könnten nicht nachgewiesen werden (Schriftsatz vom 28. Februar 

2025) 

 

Der Beklagte hat auf Aufforderung des Senats sein von der R. GmbH erstelltes und als „Doku-

mentation - Festlegung der Angemessenheitsgrenzen gemäß SGB II und SGB XII für die 21 
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Kommunen der Region Hannover, Juli 2017“ bezeichnetes KdU-Konzept zur Gerichtsakte ge-

reicht (im Folgenden: KdU-Konzept 2017), welches auf dem vom Rat der Landeshauptstadt 

Hannover beschlossenen qualifizierten Mietspiegel 2017 („Landeshauptstadt Hannover – Miet-

spiegel 2017“, herausgegeben von der Region Hannover in Kooperation mit der Landeshaupt-

stadt Hannover sowie der Mietspiegelkommission – im Folgenden: Mietspiegel 2017) sowie auf 

der diesem Mietspiegel zugrunde liegenden und ebenfalls von der R. GmbH erstellten Doku-

mentation „Mietspiegel für die Region Hannover – Februar 2017“ (im Folgenden: Dokumenta-

tion Mietspiegel 2017) beruht.  

 

Das Vorgehen des Beklagten bei der Festlegung von Angemessenheitsgrenzen i.S.d. § 22 Abs. 

1 Satz 1 SGB II für die 21 Kommunen der Region Hannover – und damit auch für die Landes-

hauptstadt Hannover - für den Zeitraum Juli 2017 bis Juni 2019 (KdU-Konzept 2017) lässt sich 

wie folgt zusammenfassen:  

Als Datengrundlage hat der Beklagte die im Rahmen der Erstellung des Mietspiegels 
2017 mittels Vermieter- und Mieterbefragungen erhobenen Nettokaltmieten sowie Be-
triebskostenabschläge aus der Region Hannover zugrunde gelegt. Es handelte sich 
hierbei regionsweit um 19.104 Nettokaltmieten bzw. 15.917 Betriebskostenabschläge.  
An der Erstellung des vom Rat der Landeshauptstadt Hannover beschlossenen Miet-
spiegels 2017 war die sog. Mietspiegelkommission beteiligt, in der neben kommunalen 
Vertretern der Deutsche Mieterbund Hannover, der Verband Haus- und Grundeigentum 
Hannover, die ArGeWo – Arbeitsgemeinschaft der Wohnungsunternehmen in der Re-
gion Hannover, der Immobilienverband Deutschland (IVD) Region Nord-West und das 
Amtsgericht (AG) Hannover vertreten waren (Dokumentation Mietspiegel 2017, S. 4). 
Als Vergleichsraum legte der Beklagte für die Landeshauptstadt Hannover das gesamte 
Stadtgebiet fest. 
Da im Gebiet der Landeshauptstadt Hannover gute Wohnlagen überproportional abge-
fragt worden sein sollen (so der Beklagte in seinem KdU-Konzept 2017, S. 8), wurde 
dieses Missverhältnis „durch Ziehung einer Zufallsstichprobe“ korrigiert, so dass „im Re-
sultat (…) das Verhältnis von normaler zu guter Wohnlage“ wieder „demjenigen in der 
Grundgesamtheit“ entsprach (KdU-Konzept 2017, S. 8). Auf diese Weise wurden für die 
Bestimmung der Angemessenheitsgrenzen für Dreipersonen-Bedarfsgemeinschaften 
letztlich 1.770 Nettokaltmieten bzw. 1.480 Betriebskostenabschläge von im Stadtgebiet 
Hannover gelegenen Wohnungen der Wohnungsgrößenklasse über 60 bis 75 qm her-
angezogen. 
Zur Berechnung der abstrakten Angemessenheitsgrenze für die Nettokaltmiete wurde 
in einem ersten Schritt aus den Quadratmeterpreisen der 1.770 Nettokaltmieten eine 
Angemessenheitsgrenze in Höhe des sog. 33 %-Quantils gebildet (= 5,66 Euro pro qm 
für die Wohnungsgrößenklasse über 60 bis 75 qm). Sodann wurde aus den 1.480 Be-
triebskostenabschlägen dieser Wohnungsgrößenklasse das arithmetische Mittel pro qm 
Wohnfläche errechnet (= 1,55 Euro pro qm). Diese sich aus Nettokaltmiete und kalten 
Betriebskosten ergebende Bruttokaltmiete von 7,21 Euro pro qm multiplizierte der Be-
klagte mit der höchsten Quadratmeterzahl, die in den Niedersächsischen Wohnraumför-
derungsbestimmungen für die jeweilige Haushaltsgröße vorgesehenen ist (hier: 75 qm 
für einen Dreipersonen-Haushalt).  
In einem weiteren Schritt wurde überprüft, ob mit diesem Betrag i.H.v 7,21 Euro pro qm 
x 75 qm = gerundet 541,00 Euro mindestens 80 Prozent der öffentlich geförderten und 
im Stadtgebiet Hannover gelegenen Wohnungen der jeweiligen Wohnungsgrößen-
klasse theoretisch anmietbar wären. Hierzu wurde auf Daten einer Zusatzerhebung zum 
geförderten Wohnraum zurückgegriffen, für die im Zeitraum Juli 2016 bis Februar 2017 
regionsweit 12.376 Daten erhoben worden waren. Laut KdU-Konzept war eine Erhö-
hung der Angemessenheitsgrenze auf den hierfür erforderlichen Betrag vorzunehmen, 
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soweit der o.g. 80 %-Wert nicht erreicht wurde. Dies erfolgte dann tatsächlich in 29 von 
105 Tabellenfeldern (21 Kommunen der Region Hannover x 5 Wohnungsgrößenklas-
sen). Da in der vorliegend streitbefangenen Wohnungsgrößenklasse (über 60 bis 75 qm 
im Stadtgebiet Hannover) die vorläufige Angemessenheitsgrenze von 541,00 Euro je-
doch bereits die 80 %-Grenze überschritt, erfolgte insoweit keine weitere Erhöhung (vgl. 
hierzu im Einzelnen: KdU-Konzept 2017, S. 18,19).  
Als zweites Korrektiv sah das KdU-Konzept des Beklagten eine Bestandsschutzrege-
lung vor, wonach die bisherige Angemessenheitsgrenze beibehalten wurde, soweit sich 
bei der aktuellen Berechnung der Angemessenheitsgrenze ein niedrigerer Wert als bis-
her ergab. Dies war in 37 der 105 Tabellenfelder (21 Kommunen der Region Hannover 
x 5 Wohnungsgrößenklassen) der Fall, jedoch nicht in der vorliegend streitbefangenen 
Wohnungsgrößenklasse über 60 bis 75 qm im Stadtgebiet Hannover. 
Erstmals im KdU-Konzept 2017 – und somit anders als in den vorangegangenen KdU-
Konzepten 2011, 2013 und 2015 – erfolgte als drittes Korrektiv ein Abgleich der für die 
Bruttokaltmiete vorläufig ermittelten Angemessenheitsgrenze mit den Angebotsmieten 
der jeweiligen Wohnungsgrößenklasse aus dem Vorjahr, also aus dem Jahr 2016. So-
weit nicht mindestens 20 % der Angebotsmieten innerhalb der vorläufigen Angemes-
senheitsgrenze lagen, wurde eine entsprechende Erhöhung vorgenommen. Dies er-
folgte in 15 der 105 Tabellenfelder (21 Kommunen der Region Hannover x 5 Wohnungs-
größenklassen), u.a. in vier der fünf Wohnungsgrößenklassen im Stadtgebiet Hannover. 
Da auch in der Wohnungsgrößenklasse über 60 bis 75 qm (Stadtgebiet Hannover) mit 
der vorläufigen Angemessenheitsgrenze von 541,00 Euro keine 20 % der Wohnungs-
angebote des Jahres 2016 hätten angemietet werden können, wurde die vorläufige An-
gemessenheitsgrenze von 541,00 Euro auf 560,00 Euro angehoben (vgl. KdU-Konzept 
2017, S. 20, 21 und 23). 
In einem letzten Schritt wurde die Angemessenheitsgrenze (hier: 560,00 Euro Brutto-
kaltmiete für eine Dreipersonen-Bedarfsgemeinschaft im Stadtgebiet Hannover) auf ihre 
konkrete Angemessenheit hin überprüft. Hierfür griff der Beklagte auf eine von der Re-
gion Hannover geführte Datenbank zurück, in der aktuelle Wohnungsangebote erfasst 
worden waren (vgl. hierzu im Einzelnen: KdU-Konzept 2017, S. 24). Bei diesem Abgleich 
ergab sich, dass bezogen auf alle Wohnungsgrößenklassen und alle Kommunen der 
Region Hannover insgesamt 30 Prozent der im Jahr 2016 in der Region Hannover an-
gebotenen Wohnungen innerhalb der zuvor abstrakt ermittelten Angemessenheitsgren-
zen lagen (wobei die Spanne innerhalb der 21 Kommunen der Region Hannover zwi-
schen 22 und 68 Prozent lag). Im Stadtgebiet Hannover lagen von den in der o.g. Da-
tenbank enthaltenen Wohnungsangeboten der Wohnungsgrößenklasse über 60 bis 75 
qm (aus dem Jahr 2016) 653 der insgesamt 3.228 Wohnungsangebote innerhalb der 
vom Beklagten für die Zeit ab Juli 2017 festgesetzten Angemessenheitsgrenze, also 
20,23 Prozent. Dieser Prozentwert belegte nach Auffassung des Beklagten eine „eine 
ausreichende Zahl an Wohnungen mit einer angemessenen Miete für Neuanträge“ 
(KdU-Konzept 2017, S. 26). 
Für Vierpersonen-Haushalte (Wohnungsgrößenklasse über 75 bis 85 qm) lagen dem 
KdU-Konzept 638 Nettokaltmieten und 476 Betriebskostenvorauszahlungen zugrunde. 
Die vorläufige Angemessenheitsgrenze von 626,00 Euro (5,87 Euro pro qm Nettokalt-
miete + 1,49 Euro pro qm Betriebskostenvorauszahlung x 85 qm) wurde auf 660,00 Euro 
erhöht, weil ansonsten nicht mindestens 20 Prozent der Wohnungsangebote des Jahres 
2016 (Wohnungsgrößenklasse über 75 bis 85 qm im Stadtgebiet Hannover) verfügbar 
gewesen wären. Im Rahmen der konkreten Angemessenheit führt der Beklagte aus, 
dass auch in der Wohnungsgrößenklasse über 75 bis 85 qm (Stadtgebiet Hannover) die 
Verfügbarkeit von 281 der insgesamt 1.429 Wohnungsangebote (= 20 %) „eine ausrei-
chende Zahl an Wohnungen mit einer angemessenen Miete für Neuanträge“ belege. 

 

Ebenfalls auf Aufforderung des Senats hat der Beklagte das im Klageverfahren S 82 AS 118/13 

(SG Hannover) erstellte Gutachten des Sachverständigen Dipl.-Ökonom S. T. vom 2. Dezem-

ber 2019 zur Gerichtsakte gereicht.   
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes sowie des übrigen Vorbringens der Betei-

ligten wird auf die vom Beklagten übersandten Verwaltungsvorgänge sowie die erst- und zweit-

instanzliche Gerichtsakte verwiesen. Sie haben der Entscheidung zugrunde gelegen.  

 
 

Entscheidungsgründe  

Der Senat entscheidet mit Zustimmung der Beteiligten (Schriftsätze vom 13. und 19. Juni 2025) 

ohne mündliche Verhandlung (§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz – SGG -). 

 

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulässig (vgl. zur Zulassung der Berufung 

durch das SG: S. 9 des angefochtenen Urteils vom 29. März 2025) sowie begründet. Die Kläger 

haben keinen Anspruch auf höhere KdU-Leistungen für die Monate April bis Juni 2019, so dass 

das zusprechende Urteil des SG der Aufhebung unterliegt.  

 

A. 

Kläger bzw. Berufungsbeklagte sind ausschließlich die Kläger zu 1. bis 3., nicht dagegen der 

weitere Sohn Q.. Zwar sind in dem abschließenden Bewilligungsbescheid vom 8. November 

2019 auch die SGB II-Leistungsansprüche von Q. geregelt worden. Allerdings ist die Klage S 

74 AS 1935/19 ausschließlich von den Klägern zu 1. bis 3. erhoben worden. Im weiteren Verlauf 

des Klageverfahrens ist keine Klageänderung im Sinne einer Einbeziehung des Sohnes Q. in 

das Klageverfahren erfolgt, auch nicht nach Erlass des – auch den Sohn Q. betreffenden – 

abschließenden Bewilligungsbescheides vom 8. November 2019. Vielmehr wurde dieser Be-

scheid weder vom Beklagten noch von den Klägern zur Gerichtsakte gereicht (vgl. zur Oblie-

genheit des Beklagten, diesen Bescheid zur Gerichtsakte zu reichen: § 96 Abs. 2 Sozialge-

richtsgesetz – SGG -). Der Sitzungsniederschrift des SG kann ebenfalls nicht entnommen wer-

den, dass im Termin zur mündlichen Verhandlung am 29. März 2023 über eine Beteiligung des 

Sohnes Q. am erstinstanzlichen Verfahren gesprochen worden sein könnte. Dementsprechend 

ist das erstinstanzliche Urteil ausschließlich gegenüber den Klägern zu 1. bis 3. ergangen. Über 

etwaige Ansprüche des weder am Klage- noch am Berufungsverfahren beteiligten Sohnes Q. 

ist im vorliegenden Berufungsverfahren somit nicht zu entscheiden. 

 

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens sind die vom SG den Klägern zugesprochenen hö-

heren KdU-Leistungen für die Monate April bis Juni 2019 (vgl. zur Zulässigkeit der Beschrän-

kung des Streitgegenstands auf KdU-Leistungen: BSG, Urteil vom 17. Februar 2016 – B 4 AS 

12/15 R m.w.N.). Heizkosten sind im vorliegenden Verfahren nicht streitbefangen (vgl. Schrift-

satz der Kläger vom 27. Januar 2025).  
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Die vorläufigen Bewilligungsbescheide vom 28. März 2019, der Abhilfebescheid vom 2. Juli 

2019 und der vorläufige Änderungsbescheid vom 5. Juli 2019 sind im Berufungsverfahren nicht 

mehr zu überprüfen, da für den streitbefangenen Zeitraum mittlerweile durch den Bescheid vom 

8.  November 2019 eine abschließende Leistungsbewilligung erfolgt ist. Mit Erlass des abschlie-

ßenden Bewilligungsbescheides haben sich die vorangegangenen vorläufigen Bewilligungsbe-

scheide auf sonstige Art erledigt (§ 39 Abs. 2 SGB X, vgl. etwa: BSG, Urteil vom 5. Juli 2017 – 

B 14 AS 36/16 R). Der Bescheid über die abschließende Feststellung des Leistungsanspruchs 

vom 8. November 2019 ist gemäß § 96 SGG Gegenstand des Klage- und damit auch des Be-

rufungsverfahrens geworden (vgl. BSG, Urteil vom 5. Juli 2017, a.a.O.). 

 

B. 

Die Kläger haben keinen Anspruch darauf, dass der Berechnung ihrer SGB II-Leistungen eine 

höhere Bruttokaltmiete als 560,00 Euro (April 2019) bzw. 660,00 Euro (Mai und Juni 2019) zu-

grunde gelegt wird. Das Urteil des SG, durch das unter Zugrundelegung der tatsächlichen Brut-

tokaltmiete höhere SGB II-Leistungsansprüche zugesprochen worden sind, unterliegt daher der 

Aufhebung. 

 

In den im vorliegenden Verfahren streitbefangenen Monaten April bis Juni 2019 hat der Be-

klagte die der Leistungsberechnung zugrunde gelegte Bruttokaltmiete auf (zuletzt) 560,00 Euro 

(April 2019) bzw. 660,00 Euro (Mai und Juni 2019) pro Monat gedeckelt. Dies entspricht den in 

seinem KdU-Konzept 2017 für die Zeit von Juli 2017 bis Juni 2019 festgesetzten Angemessen-

heitsgrenze für Drei- bzw. Vierpersonen-Haushalte im Stadtgebiet Hannover. Diese Deckelung 

der KdU-Leistungen ist im Ergebnis nicht zu beanstanden. 

 

I. 

Nach § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II werden Bedarfe für Unterkunft und Heizung in Höhe der tatsäch-

lichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind.  

 

Für einen angemessenen Wohnungsstandard muss die Wohnung nach Ausstattung, Lage und 

Bausubstanz einfachen und grundlegenden Bedürfnissen entsprechen und keinen gehobenen 

Wohnstandard aufweisen, wobei es genügt, dass das Produkt aus Wohnfläche und Standard, 

das sich in der Wohnungsmiete niederschlägt, angemessen ist (BSG, Urteil vom 28. Februar 

2024 – B 4 AS 18/22 R, Rn. 17 unter Verweis auf BSG, Urteil vom 5. August 2021 - B 4 AS 

82/20 R, Rn. 18). 

 

Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG (vgl. hierzu aus neuerer Zeit etwa: BSG, Urteil 

vom 30. Januar 2019 – B 14 AS 24/18 R; Urteil vom 3. September 2020 – B 14 AS 37/19 R; 

Urteil vom 5. August 2021 – B 4 AS 82/20 R; Urteil vom 28. Februar 2024 – B 4 AS 18/22 R, 
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Rn. 17), welcher der erkennende Senat vollumfänglich folgt, hat die Ermittlung des angemes-

senen Umfangs der Aufwendungen für die Unterkunft in zwei größeren Schritten zu erfolgen. 

Zunächst sind die abstrakt angemessenen Aufwendungen für die Unterkunft, bestehend aus 

Nettokaltmiete und kalten Betriebskosten (= Bruttokaltmiete), zu ermitteln. Dann ist die konkrete 

Angemessenheit dieser Aufwendungen im Vergleich mit den tatsächlichen Aufwendungen, ins-

besondere auch im Hinblick auf die Zumutbarkeit der notwendigen Einsparungen, einschließlich 

eines Umzugs, zu prüfen. Die Ermittlung der abstrakt angemessenen Aufwendungen hat unter 

Anwendung der Produkttheorie (Wohnungsgröße in Quadratmeter multipliziert mit dem Quad-

ratmeterpreis) in folgendem mehrstufigen Verfahren zu erfolgen: 

1. Bestimmung der (abstrakt) angemessenen Wohnungsgröße für die leistungsberech-

tigte(n) Person(en),  

2. Bestimmung des angemessenen Wohnungsstandards,  

3. Ermittlung der aufzuwendenden Nettokaltmiete für eine nach Größe und Wohnungs-

standard angemessene Wohnung in dem maßgeblichen örtlichen Vergleichsraum nach 

einem schlüssigen Konzept,  

4. Einbeziehung der angemessenen kalten Betriebskosten. 

 

Die Bestimmung der Höhe der regionalen Angemessenheitsgrenze und damit die Erstellung 

eines schlüssigen KdU-Konzepts ist in die Hände der Jobcenter gelegt. Lediglich der methodi-

sche Rahmen zur Bestimmung der Angemessenheitsgrenze ist durch die Forderung nach ei-

nem schlüssigen Konzept vorgegeben (Knickrehm, Soziale Sicherheit 2015, 287, 289), da dem 

Grundsicherungsträger bei der Erstellung eines KdU-Konzepts Methodenfreiheit eingeräumt ist 

(BSG, Urteil vom 18. November 2014 – B 4 AS 9/14 R; LSG Thüringen, Urteil vom 8. Juli 2015 

- L 4 AS 718/14; BSG, Beschluss vom 14. Dezember 2016 – B 14 AS 251/16 B; BSG, Urteile 

vom 12. Dezember 2017 – B 4 AS 33/16 R, vom 17. September 2020 – B 4 AS 22/20 R und B 

4 AS 11/20 R sowie vom 5. August 2021 – B 4 AS 82/20 R). In diesem Sinne richtet sich die 

gerichtliche Überprüfung auf diesen dem Grundsicherungsträger eingeräumten Gestaltungs-

spielraum. Sie lässt sich mit der Faustformel „Kontrollierte Methodenfreiheit bei Methodenviel-

falt“ (so: Knickrehm in: Soziale Sicherheit 2015, 287 ff.) umschreiben. Letztlich handelt es sich 

bei der gerichtlichen Prüfung eines KdU-Konzepts auf seine Schlüssigkeit somit lediglich um 

eine nachvollziehende Kontrolle im Sinne einer Verfahrenskontrolle (BSG, Urteil vom 5. August 

2021 – B 4 AS 82/20 R, Rn. 34 m.w.N.). Die Sozialgerichte sind weder befugt noch dazu beru-

fen, im Wege der Einbeziehung aller denkbaren Faktoren selbst eine optimale Bestimmung der 

Angemessenheitsgrenze zu bewirken, sondern haben ein Konzept lediglich auf seine Schlüs-

sigkeit und die Gewährleistung der Existenzsicherung im Bereich Wohnen zu überprüfen (vgl. 

Knickrehm, a.a.O., S. 289). Die nach der Rechtsprechung des BSG dem Grundsicherungsträ-

ger bei der Erstellung eines KdU-Konzepts eingeräumte Methodenfreiheit ist somit nur einge-

schränkt gerichtlich überprüfbar (BSG, Urteil vom 12. Dezember 2017 – B 4 AS 33/16 R, Rn. 
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20). Die Geltung dieses durch die höchstrichterliche Rechtsprechung vorgegebenen und nur 

eingeschränkten Prüfungsmaßstabs wird auch von anderen Senaten des erkennenden Ge-

richts ausdrücklich hervorgehoben (vgl. etwa: Urteil des 9. Senats des erkennenden Gerichts 

vom 18. März 2025 - L 9 AS 12/21). 

 

Nach der neueren Rechtsprechung des BSG (vgl. etwa: Urteile vom 30. Januar 2019 – B 14 AS 

24/18 R, Rn. 24, sowie vom 5. August 2021 – B 4 AS 82/20 R, Rn. 32) ist ein KdU-Konzept 

schlüssig, wenn es neben rechtlichen zudem bestimmte methodische Voraussetzungen erfüllt 

und nachvollziehbar ist. Dies erfordert trotz Methodenvielfalt insbesondere  

1. eine Definition der untersuchten Wohnungen nach Größe und Standard  

2. Angaben über die Art und Weise der Datenerhebung  

3. Angaben über den Zeitraum, auf den sich die Datenerhebung bezieht  

4. Repräsentativität und Validität der Datenerhebung  

5. Einhaltung anerkannter mathematisch-statistischer Grundsätze bei der Datenauswer-

tung  

6. Vermeidung von „Brennpunkten“ durch soziale Segregation sowie  

7. eine Begründung, in der die Ermittlung der Angemessenheitswerte aus den Daten dar-

gelegt wird. 

 

II. 

Der erkennende Senat hat bereits in dem von den Klägern geführten und die Monate Juli bis 

Dezember 2018 sowie Februar und März 2019 betreffenden Berufungsverfahren L 11 AS 

260/23 in seinem mehr als 30-seitigen Urteil vom 25. August 2025 im Einzelnen ausgeführt und 

dargelegt, dass die Festlegung der Angemessenheitsgrenze für einen Dreipersonen-Haushalt 

im Stadtgebiet Hannover auf 560,00 Euro pro Monat (KdU-Konzept 2017) auf einem im Sinne 

der o.g. BSG-Rechtsprechung schlüssigen Konzept beruht, dass Wohnungen innerhalb dieser 

Angemessenheitsgrenze in ausreichender Anzahl verfügbar waren (konkrete Angemessen-

heit), dass im Falle der Kläger keine vorherige Kostensenkungsaufforderung erforderlich war 

und dass bei den Klägern keine besonderen Umstände vorlagen, die eine Kostensenkung als 

unzumutbar oder sogar unmöglich erscheinen lassen.  

 

Da die von den Klägern im vorliegenden Verfahren angegriffene Deckelung ihrer bei der Leis-

tungsberechnung berücksichtigten Bruttokaltmiete auf 560,00 Euro im Monat April 2019 (Drei-

personen-Haushalt im Stadtgebiet Hannover) ebenfalls auf dem auch im Berufungsverfahren L 

11 AS 262/23 streitbefangenen KdU-Konzept 2017 beruht, verweist der erkennende Senat zur 

Vermeidung unnötiger Wiederholungen auch für den im vorliegenden Verfahren streitbefange-

nen Monat April 2019 vollinhaltlich auf die Entscheidungsgründe dieses Urteils. Ergänzend ist 

lediglich auszuführen, dass auch für den im vorliegenden Verfahren streitbefangenen Zeitraum 
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keine durchgreifenden Zweifel an der konkreten Angemessenheit der vom Beklagten für einen 

Dreipersonen-Haushalt im Stadtgebiet Hannover festgesetzten Angemessenheitsgrenze von 

560,00 Euro (Bruttokaltmiete) bestehen. Zu den vom Beklagten im Verfahren L 11 AS 262/23 

für den Zeitraum Juli 2018 bis März 2019 aufgelisteten und nachgewiesenen 183 innerhalb der 

Angemessenheitsgrenze für Dreipersonen-Haushalte (Stadtgebiet Hannover) liegenden Woh-

nungsangeboten treten noch die für den vorliegend streitbefangenen Dreimonatszeitraum (April 

bis Juni 2019) aufgelisteten und nachgewiesenen weiteren 49 dem Preis nach angemessene 

Wohnungsangebote hinzu. In der – deutlich umfassenderen – empirica-Preisdatenbank sind für 

das Jahr 2019 sogar 702 Wohnungsangebote für Dreipersonen-Haushalte (über 60 bis 75 qm 

Wohnfläche; Stadtgebiet Hannover) enthalten, die innerhalb der Angemessenheitsgrenze von 

560,00 Euro (Bruttokaltmiete) lagen (vgl. hierzu die Publikation „Wohnungsmarktbeobachtung 

in der Landeshauptstadt Hannover 2019“, Schriften zur Stadtentwicklung Nr. 137, herausgege-

ben von der Landeshauptstadt Hannover – Dezernat für Stadtentwicklung und Bauen – Fach-

bereich Planen und Stadtentwicklung, November 2020, S. 58). Über alle Wohnungsgrößenklas-

sen hinweg lagen im Jahr 2019 30,1 % aller öffentlich zugänglichen Wohnungsangebote inner-

halb der vom Beklagten für die jeweilige Wohnungsgrößenklasse festgelegten Angemessen-

heitsgrenze (vgl. Sozialbericht 2023 - Soziale Entwicklungen in der Einwanderungsstadt Han-

nover. Teilhabe, Zugangschancen & kommunale Handlungsspielräume; herausgegeben von 

der Landeshauptstadt Hannover, Dezernat für Soziales und Integration, April 2024, S. 88). So-

mit bestehen an der konkreten Angemessenheit der vom Beklagten auf 560,00 Euro festgeleg-

ten Angemessenheitsgrenze (Dreipersonen-Haushalt im Stadtgebiet Hannover) auch für den 

Monat April 2019 keine durchgreifenden Zweifel.  

 

III. 

Dies gilt im Ergebnis auch für die Monate Mai und Juni 2019, in denen der Beklagte die den 

KdU-Leistungen zugrunde gelegte Bruttokaltmiete auf seine für einen Vierpersonen-Haushalt 

(Stadtgebiet Hannover) festgelegte Angemessenheitsgrenze von 660,00 Euro pro Monat gede-

ckelt hat. Auch insoweit verweist der erkennende Senat zunächst zur Vermeidung unnötiger 

Wiederholungen auf sein o.g. Urteil vom 25. August 2025 - L 11 AS 260/23. Aus den dort ge-

nannten Gründen ist die Festlegung auch der abstrakten Angemessenheitsgrenze für die Brut-

tokaltmiete eines Vierpersonen-Haushalts (Stadtgebiet Hannover) nicht zu beanstanden, war 

im Falle der Kläger keine vorherige Kostensenkungsaufforderung erforderlich und lagen bei den 

Klägern keine besonderen Umstände vor, die eine Kostensenkung als unzumutbar oder sogar 

unmöglich erscheinen lassen könnten. 

 

Die – zumindest noch - hinreichende Verfügbarkeit von Wohnungen für Vierpersonen-Haus-

halte (Stadtgebiet Hannover) für die Monate Mai und Juni 2019 ergibt sich aus folgenden Er-

wägungen: 



 

  Seite 14/22 

Soweit der Beklagte die Angemessenheitsgrenze für die Betriebskosten auf das arithmetische 

Mittel aller Mietspiegel-Daten der jeweiligen Wohnungsgrößenklasse festgesetzt hat, besteht 

kein Anlass zu Zweifeln an der diesbezüglichen konkreten Angemessenheit. Schließlich liegt 

damit nicht nur ein Drittel, sondern ein deutlich höherer Anteil des gesamten Wohnungsmarktes 

innerhalb der für Betriebskosten festgesetzten Angemessenheitsgrenze. 

Für die Nettokaltmiete ergibt sich die hinreichende Verfügbarkeit von Wohnungen aus einem 

Vergleich mit der im Mietspiegel 2017 festgelegten ortsüblichen Vergleichsmiete. So hat der 

Beklagte die rechnerische Angemessenheitsgrenze (5,87 Euro) im Rahmen der „20 %-Rege-

lung“ (Verfügbarkeit von mindestens 20 Prozent der Wohnungsangebote des freien Wohnungs-

marktes) um 34,00 Euro : 85 qm = 0,40 Euro pro qm erhöht. Diese Angemessenheitsgrenze 

von 6,27 Euro pro qm (Nettokaltmiete inkl. Erhöhung aufgrund der 20 %-Regelung) liegt in der 

Wohnungsgrößenklasse 65 bis unter 85 qm in vier der sieben Baualtersklassen (1919 bis 1948; 

1949 bis 1960; 1961 bis 1967 und 1968 bis 1977) über der im Mietspiegel 2017 für normale 

Wohnlagen festgesetzten ortsüblichen Vergleichsmiete von 5,61 bis 5,95 Euro pro qm (Netto-

kaltmiete). In den übrigen drei der sieben Baualtersklassen (älteste Baualtersklasse bis 1918 

sowie die beiden jüngsten Baualtersklassen 1978 bis 1994 und ab 1995) liegt die ortsübliche 

Vergleichsmiete (normale Wohnlage) mit 6,45 bis 6,90 Euro pro qm zwar über der streitbefan-

genen Angemessenheitsgrenze. Allerdings ermöglicht die vom Beklagten für Vierpersonen-

Haushalte (Stadtgebiet Hannover) festgesetzte Angemessenheitsgrenze auch in diesen restli-

chen drei von sieben Baualtersklassen die Anmietung von bis zu 77,2 bis 82,6 qm Wohnfläche 

zur ortsüblichen Vergleichsmiete, also von Wohnungen mit einer Wohnfläche, die in die maß-

gebliche Wohnungsgrößenklasse (über 75 bis 85 qm für einen Vierpersonen-Haushalt) fällt. 

Soweit im Rahmen der sog. Produkttheorie der rein rechnerischen Ermittlung der Angemessen-

heitsgrenze immer die maximale Wohnfläche der jeweiligen Wohnungsgrößenklasse zugrunde 

gelegt wird (hier: 85 qm für einen Vierpersonen-Haushalt), folgt daraus jedoch nicht, dass eine 

unter dem Maximalwert von 85 qm, allerdings noch innerhalb der maßgeblichen Wohnungsgrö-

ßenklasse (hier: über 75 bis 85 qm) liegende kleinere Wohnfläche von vornherein unzumutbar 

ist oder das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums ver-

letzt (vgl. zum Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimum 

nach Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz - GG - in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip nach Art. 20 

Abs. 1 GG: BVerfG, Urteil vom 5. November 2019 – 1 BvL 7/16). 

Zusätzlich konnten mittels der vom Beklagten festgelegten Angemessenheitsgrenze mindes-

tens 80 Prozent aller öffentlich geförderten Wohnungen angemietet werden (vgl. KdU-Konzept 

2017, S. 18). 

Insgesamt (d.h. über alle Wohnungsgrößenklassen hinweg) lagen im streitbefangenen Jahr 

2019 30,1 Prozent aller Wohnungsangebote für das Stadtgebiet Hannover innerhalb der vom 

Beklagten festgesetzten Angemessenheitsgrenzen (vgl. Sozialbericht 2023 - Soziale Entwick-

lungen in der Einwanderungsstadt Hannover. Teilhabe, Zugangschancen & kommunale 
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Handlungsspielräume; herausgegeben von der Landeshauptstadt Hannover, Dezernat für So-

ziales und Integration, April 2024, S. 88). 

Diese Zahlen belegen im Ergebnis eine noch hinreichende Verfügbarkeit von preislich ange-

messenem Wohnraum für einen Vierpersonen-Haushalt im Stadtgebiet Hannover in den Mo-

naten Mai und Juni 2019.  

 

Dass laut KdU-Konzept 2017 in der Wohnungsgrößenklasse über 75 bis 85 qm (= Vierperso-

nen-Haushalte) im Stadtgebiet Hannover im Jahr 2016 lediglich 281 der insgesamt 1.429 in der 

von der Region Hannover selbst geführten Wohnungsdatenbank enthaltenen Wohnungsange-

bote, also genau 20 Prozent innerhalb der für die Zeit ab 1. Juli 2017 festgesetzten Angemes-

senheitsgrenze lagen, reicht - noch - nicht zur Begründung einer fehlenden konkreten Verfüg-

barkeit. Zwar liegt dieser Prozentwert relativ nah an der Transferleistungsquote (also dem Pro-

zentanteil der Bezieher von Leistungen nach dem SGB II [einschl. Kindern ohne Leistungsan-

spruch in SGB II-Bedarfsgemeinschaften], Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung im 

Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII sowie Leistungen nach dem AsylbLG an 

der Gesamtbevölkerung) und nur wenig über der sog. Armutsgefährdungsquote (= prozentualer 

Anteil der Menschen, deren Einkommen weniger als 60 Prozent des nationalen oder regionalen 

Einkommens beträgt) von 14,7 bzw. 18,6 Prozent (Zahlen für die Landeshauptstadt Hannover 

und für das Jahr 2019, vgl. Sozialbericht 2023, 69, 81). Allerdings hat der Beklagte bereits in 

seinem KdU-Konzept 2017 auf S. 21 zutreffend darauf hingewiesen, dass der für die Verfüg-

barkeit von Wohnungen auf dem „freien“ Wohnungsmarkt festgelegte Mindestwert von 20 Pro-

zent zu relativieren ist, da bei weitem nicht alle Wohnungen öffentlich inseriert werden. Das 

angemessene Wohnungsangebot dürfte absolut betrachtet somit größer sein. Zudem kann da-

von ausgegangen werden, dass eher teurere Wohnungen öffentlich angeboten werden, wäh-

rend günstigere Wohnungen oftmals „unter der Hand“ oder im Bekanntenkreis, also ohne öf-

fentliches Angebot neu vermietet werden. Dementsprechend tritt für die konkrete Verfügbarkeit 

auch dieses Angebot an nicht öffentlich inseriertem Wohnraum noch hinzu. 

 

Auch wenn nach alledem eine hinreichende konkrete Verfügbarkeit von preislich angemesse-

nem Wohnraum in der vorliegenden Fallkonstellation (Vierpersonen-Haushalt im Stadtgebiet 

Hannover im ersten Halbjahr 2019) noch zu bejahen ist, weist der erkennende Senat ausdrück-

lich darauf hin, dass die absoluten Zahlen von zur Angemessenheitsgrenze verfügbaren Woh-

nungen für Vierpersonen-Haushalte im Stadtgebiet Hannover relativ niedrig sind. Aus der von 

der Region Hannover selbst geführten Wohnungsdatenbank konnten für den Dreimonatszeit-

raum April bis Juni 2019 zwar noch 22 Wohnungsangebote benannt werden, für das gesamte 

Jahr 2019 sind dann jedoch nur noch insgesamt 51 preislich angemessene Angebote doku-

mentiert (laut empirica-Preisdatenbank für Vierpersonen-Haushalte im Stadtgebiet Hannover, 

vgl. die Publikation „Wohnungsmarktbeobachtung in der Landeshauptstadt Hannover 2019“ 
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[Schriften zur Stadtentwicklung Nr. 137], herausgegeben von der Landeshauptstadt Hannover 

– Dezernat für Stadtentwicklung und Bauen - Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, No-

vember 2020, S. 58). Bereits im Sozialbericht 2018 wurde hierzu ausgeführt, dass zwar für 

kleinere Haushalte relativ viele Wohnungen innerhalb der Angemessenheitsgrenze angeboten 

würden, bei mehrköpfigen Haushalten die Situation auf dem freien Wohnungsmarkt hingegen 

deutlich erschwert sei. So sei für einen Vierpersonen-Haushalt nur noch jede achte angebotene 

Wohnung angemessen (Sozialbericht 2018 - Soziale Lagen, Stadtteile und Generationen, her-

ausgegeben von der Landeshauptstadt Hannover - Sozial- und Sportdezernat - Koordinations-

stelle Sozialplanung, Dezember 2018, S. 106). Dementsprechend ist - unabhängig davon, dass 

in der vorliegend streitbefangenen Fallkonstellation (Vierpersonen-Haushalt im Stadtgebiet 

Hannover im ersten Halbjahr 2019) eine konkrete Angemessenheit noch zu bejahen ist - bei 

der rechtlichen Überprüfung von Angemessenheitsgrenzen für Vier- und Mehrpersonen-Haus-

halte im Stadtgebiet Hannover die konkrete Angemessenheit besonders sorgfältig zu prüfen. 

 

IV. 

Entgegen der Rechtsauffassung einzelner Kammern des SG Hannover (z.B. Urteile der 74. 

Kammer des SG Hannover vom 29. März 2023 - S 74 AS 336/18, S 74 AS 1506/19 und S 74 

AS 1935/19) ist angesichts der dem Senat zum Wohnungsangebot vorliegenden Zahlen keine 

weitere sog. „Nachfrageanalyse“ erforderlich (so im Ergebnis ebenfalls: Urteil des 9. Senats des 

erkennenden Gerichts vom 18. März 2025 - L 9 AS 12/21, wonach eine Verfügbarkeit von 36,75 

% des Gesamtangebots ausreichend ist; vgl. hierzu auch die Urteile des erkennenden Senats 

vom 25. August 2025 - L 11 AS 260/23, L 11 AS 261/23 und L 11 AS 262/23 zu den o.g. 

erstinstanzlichen Verfahren S 74 AS 336/18, S 74 AS 1506/19 und S 74 AS 1935/19).  

 

Dass der Beklagte in seinem für einen späteren Zeitraum erstellten KdU-Konzept 2022 eine 

solche u.a. von der 74. Kammer des SG Hannover geforderte „Nachfrageanalyse“ vorgenom-

men hat (vgl. KdU-Konzept 2022, S. 20ff., 49), führt ebenfalls nicht zur Unschlüssigkeit des 

vorangegangenen und im vorliegenden Verfahren streitbefangenen KdU-Konzepts 2017. Viel-

mehr obliegt die Entscheidung, ob und ggf. auf welche Art und Weise in einem KdU-Konzept 

auch eine weitergehende Nachfrageanalyse vorgenommen werden soll, dem Beklagten, näm-

lich im Rahmen der ihm zustehenden Methodenfreiheit. Insoweit steht es dem Beklagten auch 

frei, sich für unterschiedliche Zeiträume für unterschiedliche KdU-Konzepte zu entscheiden. Al-

lein die Tatsache, dass sich ein Leistungsträger für einen späteren Zeitraum für ein anderes 

Vorgehen als in der Vergangenheit entschließt (hier: erstmalige Durchführung einer sog. Nach-

frageanalyse im KdU-Konzept 2022), führt nicht zwingend zur Unschlüssigkeit vorangegange-

ner KdU-Konzepte. Für die Schlüssigkeit bzw. Unschlüssigkeit eines KdU-Konzepts kommt es 

vielmehr darauf an, ob das konkret zu überprüfende KdU-Konzept sämtlichen Vorgaben des 

BSG (s.o.) entspricht. Bei dieser Prüfung ist von den Sozialgerichten - wie bereits mehrfach 
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dargelegt - die dem Beklagten zustehende Methodenfreiheit bei Methodenvielfalt zu respektie-

ren. 

 

Entgegen der Auffassung einzelner Kammern des SG Hannover (etwa: Urteile der 5. Kammer 

des SG vom 25. März 2024 - S 5 AS 459/19, S 5 AS 246/20, S 5 AS 1227/23, S 5 AS 1228/23 

und S 5 AS 1268/23 – Berufungen anhängig im erkennenden Senat unter den Az. L 11 AS 

401/24, L 11 AS 402/24, L 11 AS 403/24, L 11 AS 404/24 und L 11 AS 406/24) haben die Kläger 

auch keinen Anspruch darauf, dass der Beklagte ihre Unterkunftskosten bis zum Betrag der 

sog. Gesamtangemessenheitsgrenze nach § 22 Abs. 10 SGB II anerkennt und der Leistungs-

berechnung zugrunde legt. Diese Norm ermöglicht es zwar, dass ein SGB II-Leistungsträger im 

Rahmen des von ihm zu erstellenden KdU-Konzepts eine solche Gesamtangemessenheits-

grenze zugrunde legt. Diesen Weg hat der Beklagte jedoch nicht gewählt, sondern hat im Rah-

men der ihm zustehenden Methodenfreiheit in seinem KdU-Konzept ausschließlich Höchstbe-

träge für die Bruttokaltmiete, also ausschließlich für die Grundmiete zzgl. sog. kalter Betriebs-

kosten festgelegt. Ein Anspruch der betroffenen Leistungsbezieher darauf, dass der SGB II-

Leistungsträger stattdessen die in § 22 Abs. 10 SGB II erwähnte Gesamtangemessenheits-

grenze zugrunde legt, existiert - entgegen der Auffassung des SG - nicht (vgl. Gesetzesbegrün-

dung BT-Drs. 18/8041, S. 41 (drittletzter Absatz); Luthe in: Hauck/Noftz, SGB II, Stand: 2024, 

§ 22 Rn. 248 sowie Beschluss des erkennenden Senats vom 20. September 2024 - L 11 AS 

71/24 NZB). 

 

C. 

Der Senat weist ausdrücklich darauf hin, dass die vorliegende Entscheidung keine vollumfäng-

liche Überprüfung des KdU-Konzepts 2017 darstellt, etwa im Sinne der Überprüfung einer Sat-

zung nach §§ 22a, 22b SGB II i.V.m. § 55a SGG. Vielmehr erfolgte die Überprüfung des KdU-

Konzepts des Beklagten im vorliegenden Verfahren inzident im Rahmen der Prüfung des An-

spruchs der Kläger auf die von ihnen begehrten höheren KdU-Leistungen für die Monate April 

bis Juni 2019. Zu überprüfen war dementsprechend ausschließlich die Angemessenheitsgrenze 

für Drei- bzw. Vierpersonen-Haushalte im Stadtgebiet Hannover für die Monate April bis Juni 

2019. Angemessenheitsgrenzen für Ein- oder andere Mehrpersonen-Haushalte in der Landes-

hauptstadt Hannover und/oder Angemessenheitsgrenzen für andere Kommunen der Region 

Hannover standen im vorliegenden Berufungsverfahren nicht zur Entscheidung an.  

 

Zu anderen Zeiträumen, anderen Wohnungsgrößenklassen bzw. anderen Vergleichsräumen 

sind allerdings bereits u.a. folgende Entscheidungen des LSG Niedersachsen-Bremen ergan-

gen, in denen das KdU-Konzept des Beklagten ebenfalls nicht beanstandet worden ist: 

• Bewilligungszeitraum: August 2011 bis Mai 2012; Einpersonen-Haushalt Landeshaupt-

stadt Hannover: Urteil vom 10. Juni 2016 - L 11 AS 1788/15 
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• Bewilligungszeitraum: April 2012 bis Mai 2013; Dreipersonen-Haushalt Landeshaupt-

stadt Hannover: Urteil vom 18. März 2025 – L 9 AS 12/21 

• Bewilligungszeitraum Dezember 2012 bis Juli 2013; Einpersonen-Haushalt Landes-

hauptstadt Hannover: Urteil vom 28. Oktober 2016 - L 11 AS 645/16  

• Bewilligungszeitraum: September bis Dezember 2013; Zweipersonen-Haushalt Landes-

hauptstadt Hannover: Urteil vom 10. Juni 2016 - L 11 AS 611/15 

• Bewilligungszeitraum Januar 2013 bis April 2014 sowie Juni bis 30. November 2014: 

Zweipersonen-Haushalt Stadt Langenhagen: Urteil vom 19. Juni 2021 - L 11 AS 209/17 

• Bewilligungszeitraum Juli bis Dezember 2014; Einpersonen-Haushalt Landeshauptstadt 

Hannover: Urteil vom 18. Dezember 2018 – L 9 AS 242/15 

• Bewilligungszeitraum November 2014 – April 2015; Zweipersonen-Haushalt Landes-

hauptstadt Hannover: Urteil vom 3. November 2020 – L 9 AS 138/18  

• Bewilligungszeitraum Januar bis Dezember 2016; Zweipersonen-Haushalt Landes-

hauptstadt Hannover: Urteil vom 25. August 2025 - L 11 AS 19/20 

• Bewilligungszeitraum März 2016 bis April 2017; Einpersonen-Haushalt Seelze: Urteil 

vom 1. Juni 2022 – L 11 AS 309/17 

• Bewilligungszeitraum November 2016 bis Juni 2017; Zweipersonen-Haushalt Landes-

hauptstadt Hannover: Urteil vom 25. August 2025 - L 11 AS 476/23 

• Bewilligungszeitraum Januar 2017 bis Dezember 2018; Einpersonen-Haushalt Landes-

hauptstadt Hannover: Urteil vom 25. August 2025 - L 11 AS 431/22 

• Bewilligungszeitraum Juni 2018 bis Februar 2019; Einpersonen-Haushalt Landeshaupt-

stadt Hannover: Beschluss vom 27. Juli 2018 - L 11 AS 561/18 B ER  

• Bewilligungszeitraum Juni 2018; Dreipersonen-Haushalt Landeshauptstadt Hannover: 

Urteil vom 25. August 2025 - L 11 AS 262/23 

• Bewilligungszeitraum Juli 2018 bis März 2019; Dreipersonen-Haushalt Landeshaupt-

stadt Hannover: Urteil vom 25. August 2025 - L 11 AS 260/23 

• Bewilligungszeitraum August 2018 bis Juni 2019; Zweipersonen-Haushalt Landes-

hauptstadt Hannover: Urteil vom 25. August 2025 - L 11 AS 23/20 

• Bewilligungszeitraum Januar 2019; Einpersonen-Haushalt Landeshauptstadt Hannover: 

Urteil vom 25. August 2025 - L 11 AS 244/24 

• Bewilligungszeitraum Februar 2019 bis November 2020; Einpersonen-Haushalt Lan-

deshauptstadt Hannover: Urteil vom 25. August 2025 - L 11 AS 245/24 

• Bewilligungszeitraum April 2020; Einpersonen-Haushalt Landeshauptstadt Hannover: 

Beschluss vom 31. Juli 2020 – L 7 AS 315/20 B ER 

 

D. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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Gründe für die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich (§ 160 Abs. 2 SGG). Zwar ist die 

bisherige Rechtsprechung des SG Hannover zum KdU-Konzept des Beklagten uneinheitlich. 

Die für schlüssige Konzepte i.S.d. § 22 SGB II anzuwendenden Grundsätze sieht der Senat 

durch die BSG-Rechtsprechung jedoch als höchstrichterlich geklärt an. Die vorliegende Ent-

scheidung erschöpft sich in der Übertragung dieser höchstrichterlichen Rechtsprechung auf den 

Einzelfall (hier: Angemessenheitsgrenze für Drei- bzw. Vierpersonen-Haushalte im Stadtgebiet 

Hannover in den Monaten April bis Juni 2019), ohne dass sich ungeklärte grundsätzliche 

Rechtsfragen gestellt hätten oder dass von einer Rechtsprechung der in § 160 Abs 2 Nr. 2 SGG 

genannten Gerichte abgewichen worden wäre. 
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Rechtsmittelbelehrung und Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 

I. Rechtsmittelbelehrung 

Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie nachträg-
lich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die Nichtzulassung der 
Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde angefochten werden.  
 
Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevoll-
mächtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung schriftlich oder in 
elektronischer Form beim Bundessozialgericht einzulegen. Rechtsanwälte, Behörden oder ju-
ristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öf-
fentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse müssen die Beschwerde als elektroni-
sches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz - SGG). Die Beschwerde 
muss bis zum Ablauf der Monatsfrist beim Bundessozialgericht eingegangen sein und die an-
gefochtene Entscheidung bezeichnen.  
 
Anschriften des Bundessozialgerichts: 
bei Brief und Postkarte bei Eilbrief, Paket und Päckchen 
34114 Kassel   Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel 
Telefax-Nummer:  
0561-3107475 
 
Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, 
das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und  
 

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder  

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 

gem. § 65a Abs. 4 SGG eingereicht wird.  

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifi-
zierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rah-
menbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils gültigen 
Fassung. Informationen hierzu können über das Internetportal des Bundessozialgerichts 
(www.bsg.bund.de) abgerufen werden.  
 
Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen 

1. Rechtsanwälte, 

2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mit-

gliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 

über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum 

Richteramt besitzen, 

3. selbstständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer 

Zwecksetzung für ihre Mitglieder, 

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 

5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse sol-

cher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse 

mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder, 
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6. Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessen-

vertretung, die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem Sozialen 

Entschädigungsrecht oder der Menschen mit Behinderungen wesentlich umfassen und 

die unter Berücksichtigung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres Mitglieder-

kreises die Gewähr für eine sachkundige Prozessvertretung bieten, für ihre Mitglieder, 

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in 

den Nrn. 3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person 

ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ih-

rer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Aus-

richtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die 

Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

Die Organisationen zu den Nrn. 3 bis 7 müssen durch Personen mit Befähigung zum Richter-
amt handeln.  
 
Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private Pflegever-
sicherungsunternehmen können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richter-
amt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristi-
scher Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffent-
lichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der nach 
Maßgabe der Nrn. 1 bis 7 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten.  
 
Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung von ei-
nem zugelassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu begrün-
den. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließ-
lich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
müssen die Begründung als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 SGG). 
 
In der Begründung muss dargelegt werden, dass 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- die Entscheidung von einer zu bezeichnenden Entscheidung des Bundessozialge-

richts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 

Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

- ein zu bezeichnender Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Ent-

scheidung beruhen kann. 

Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs. 1 Satz 1 SGG nicht und 
eine Verletzung des § 103 SGG nur gerügt werden, soweit das Landessozialgericht einem 
Beweisantrag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

G. H. Dr. I. 

II. Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 

Für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter 
Prozesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen. 
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Der Antrag kann von dem Beteiligten persönlich gestellt werden; er ist beim Bundessozialge-
richt schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen oder mündlich vor dessen Geschäfts-
stelle zu Protokoll zu erklären. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffent-
lichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 
Zusammenschlüsse müssen den Antrag als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d 
Satz 1 SGG).  
 
Dem Antrag sind eine Erklärung des Beteiligten über seine persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) sowie entspre-
chende Belege beizufügen; hierzu ist der für die Abgabe der Erklärung vorgeschriebene 
Vordruck zu benutzen. Der Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten erhältlich. Er kann 
auch über das Internetportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) heruntergeladen 
und ausgedruckt werden.  
 
Falls die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten einge-
legt ist, müssen der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Erklärung über die 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nebst den Belegen innerhalb der Frist für die 
Einlegung der Beschwerde beim Bundessozialgericht eingegangen sein. Ist dem Beteiligten 
Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem Recht, einen Rechtsanwalt zu 
wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der beizuordnende Rechtsanwalt vom Bun-
dessozialgericht ausgewählt. 

III. Ergänzende Hinweise 

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um zwei weitere 
Abschriften. Dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs.   


